
Klausel Fahrraddiebstahl Stand 01.2008

1 Für Fahrräder erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf
Schäden durch Diebstahl, wenn nachweislich das Fahrrad zur Zeit
des Diebstahls in verkehrsüblicher Weise durch ein Schloss gesi-
chert war.

2 Für die mit dem Fahrrad lose verbundenen und regelmäßig sei-
nem Gebrauch dienenden Sachen besteht Versicherungsschutz nur,
wenn sie zusammen mit dem Fahrrad abhanden gekommen sind.

3 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten
Betrag begrenzt.

4 Der Versicherungsnehmer hat Unterlagen über den Hersteller,
die Marke und die Rahmennummer der versicherten Fahrräder zu
beschaffen und aufzubewahren.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Bestimmung, so kann er
Entschädigung nur verlangen, wenn er die Merkmale anderweitig
nachweisen kann.

5 Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der
zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen und dem Versicherer
einen Nachweis dafür zu erbringen, dass das Fahrrad nicht inner-
halb von drei Wochen seit Anzeige des Diebstahls wieder herbeige-
schafft wurde.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit vorsätzlich, ist
der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob
fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer
zu beweisen.

Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Ver-
sicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist
der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

6 Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung
einer Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden Versiche-
rungsjahres durch schriftliche Erklärung verlangen, dass dieser
erweiterte Versicherungsschutz für Fahrräder mit Beginn des näch-
sten Versicherungsjahres entfällt.

Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der
Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach
Zugang der Erklärung des Versicherers zum Ende des laufenden
Versicherungsjahres kündigen.
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